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Reichs-Geſetzblatt. 
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betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung. S. 125. — Verordnung, betreffend die Eheſchließung 
und die Beurkundung des Perſonenſtandes für die Schutzgebiete von Kamerun und Togo. S. 128. 


(Nr. 1656.) Geſetz, betreffend einen Zuſatz zum F. 5 des Zolltarifgeſetzes vom 2 Ne 1888 
Vom 18. April 1886. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 


Dem F. 5 des Zolltarifgeſetzes vom ee (Reichs⸗Geſetzbl. von 1885 


S. 112) tritt folgende Beſtimmung hinzu: 

Der Bundesrath wird ermächtigt, wenn nach internationalen 
Abmachungen Eiſenbahnverbindungen zwiſchen dem Deutſchen Reich 
und einem Nachbarſtaate mit einer innerhalb des deutſchen Zollgebiets 
belegenen gemeinſchaftlichen Grenz- und Betriebswechſelſtation hergeftellt 
ſind oder künftig hergeſtellt werden, Zollfreiheit zu gewähren: 

a) für alle Materialien, Einrichtungsſtücke und ſonſtigen Gegenſtände, 
welche zur Ausführung des Baues und der Betriebseinrichtung 
der Wechſelſtation, ſowie der zwiſchen dieſer und der Zollgrenze 
gelegenen Anſchlußſtrecke erforderlich ſind, inſoweit die Anſchaffung 
dieſer Gegenſtände ausländiſchen Behörden oder ausländiſchen 
Bahnunternehmungen obliegt; 

b) für alle für die ausländiſche Bahnunternehmung zur Beſorgung 
des von ihr übernommenen Betriebsdienſtes, einſchließlich der 
Inſtandhaltung, ſowie alle für die ausländiſchen Grenzämter zu 
Dienſtzwecken eingehenden Betriebsmittel, Geräthſchaften und Ver⸗ 
brauchsmaterialien in den für dieſen Zweck nachweislich erforder⸗ 
lichen Mengen; 
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c) für die Dienſtutenſilien der innerhalb des deutſchen Zollgebiets 
ſtationirten Beamten und Angeſtellten der ausländiſchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung und der außerdem betheiligten Dienſtzweige der Ver⸗ 
waltung des Nachbarſtaates. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 18. April 1886. 


(L. S.) Wilbelm. 


Fürſt von Bismarck. 
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(Nr. 1657.) Geſetz, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung. Vom 23. April 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, wie folgt: 


Hinter §. 104g der Gewerbeordnung wird eingefchaltet: 


F. 104h. 


Durch Beſchluß des Bundesraths kann Innungsverbänden die Fähigkeit bei- 
gelegt werden, unter ihrem Namen Rechte, insbeſondere Eigenthum und andere 
dingliche Rechte an Grundſtücken zu erwerben, Verbindlichkeiten einzugehen, vor 
Gericht zu klagen und verklagt zu werden. In ſolchem Falle haftet den Gläubigern 
für alle Verbindlichkeiten des Innungsverbandes nur das Vermögen desſelben. 

Der Beſchluß des Bundesraths iſt durch den Reichsanzeiger zu veröffent- 
lichen. Auf diejenigen Innungsverbände, welchen die gedachte Fähigkeit beigelegt 
worden iſt, finden die Beſtimmungen der §9. 104i bis 1040 Anwendung. 


F. 1041. 


Der Innungsverband wird bei gerichtlichen wie bei außergerichtlichen Ver⸗ 
handlungen durch feinen Vorſtand vertreten. Die Befugniß zur Vertretung er⸗ 
ſtreckt ſich auch auf diejenigen Geſchäfte und Rechtshandlungen, für welche nach 
den Geſetzen eine Spezialvollmacht erforderlich iſt. Durch das Statut kann einem 
Mitgliede oder mehreren Mitgliedern des Vorſtandes die Vertretung des Innungs⸗ 
verbandes nach außen übertragen werden. 

Zur Legitimation der Vertreter des Innungsverbandes genügt bei allen 
Rechtsgeſchäften die Beſcheinigung der höheren Verwaltungsbehörde, in deren Be⸗ 
zirk der Vorſtand feinen Sitz hat, daß die bezeichneten Perſonen zur Vertretung 
des Verbandes befugt ſind. 

F. 104k. 

Der Innungsverband iſt befugt, Einrichtungen zur Erfüllung der im $. 97 
Nr. 2 bezeichneten Aufgaben, ſowie Einrichtungen der im §. 97a Nr. 1, 2, 4, 5 
vorgeſehenen Art gemeinſam für die ihm angehörenden Innungen zu treffen. 
Beſchließt er die Herſtellung von Einrichtungen der im F. 97a Nr. 4, 5 be 
zeichneten Art, ſo ſind die dafür erforderlichen Beſtimmungen in Nebenſtatuten 
zuſammenzufaſſen. Dieſe ſowie Abänderungen derſelben bedürfen der Genehmigung 
durch den Reichskanzler. 

Auf die von dem Innungsverbande errichteten Unterſtützungskaſſen finden 
diefelben Vorſchriften Anwendung, welche für gleichartige von einer Innung errichtete 
Kaſſen gelten. Sofern für ſolche Unterſtützungskaſſen Zwangsvollſtreckungen vor⸗ 


= 


zunehmen find, haben die in den einzelnen Bundesſtaaten für die Beitreibung von 
Gemeindeabgaben zuftändigen Behörden ſich gegenſeitig im unmittelbaren Geſchäfts⸗ 
verkehr Rechtshülfe zu gewähren. 


$. 1041. 


Der Innungsverband unterliegt, vorbehaltlich der Vorſchrift des §. 104e, 
der Aufficht der höheren Verwaltungsbehörde, in deren Bezirk der Vorſtand ſeinen 
Sitz hat. 

Die Aufſichtsbehörde überwacht die Befolgung der geſetzlichen und ſtatutariſchen 
Vorſchriften und kann dieſelben durch Androhung, Feſtſetzung und Vollſtreckung 
von Ordnungsſtrafen gegen die Inhaber der Aemter des Verbandes erzwingen. 

Sie entſcheidet Streitigkeiten über die Aufnahme und Ausſchließung von 
Verbandsmitgliedern, über die Wahlen zu den Verbandsämtern ſowie, unbeſchadet 
der Rechte Dritter, über die Rechte und Pflichten der Inhaber derſelben. 

Der Aufſichtsbehörde iſt jährlich ein Rechnungsabſchluß nebſt Vermögens⸗ 
ausweis vorzulegen. 

$. 104m. 


Die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen des Innungs⸗ 
verbandes hat die Auflöſung des letzteren kraft Geſetzes zur Folge. Der Vorſtand 
des Innungsverbandes hat jedoch die während des Konkursverfahrens dem Ge⸗ 
meinſchuldner zuſtehenden Rechte wahrzunehmen. 


F. 104n. 


Bei der ſtatutmäßig beſchloſſenen Auflöſung eines Innungsverbandes wird 
die Abwickelung der Geſchäfte, ſofern die Verbandsvertretung nicht anderweitig 
beſchließt, durch den Vorſtand unter Aufſicht der im g. 104 1 bezeichneten Behörde 
vollzogen. Genügt der Vorſtand ſeiner Verpflichtung nicht, oder tritt die Auf⸗ 
löſung auf Grund des $. 104g oder des $. 104m ein, fo erfolgt die Abwickelung 
der Geſchäfte durch einen Beauftragten der Aufſichtsbehörde. 

Von dem Zeitpunkte der Auflöſung ab bleiben die Verbandsmitglieder noch 
für diejenigen Zahlungen verhaftet, zu welchen ſie ſtatutariſch für den Fall eigenen 
Ausſcheidens aus den Verbandsverhältniſſen verpflichtet find. Das Recht, dieſe 
Beiträge auszuſchreiben und einzuziehen, ſteht dem mit Abwickelung der Geſchäfte 
Beauftragten zu. 

$. 1040. 

Im Falle der Auflöſung des Innungsverbandes muß ſein Vermögen zu⸗ 
vörderſt zur Berichtigung ſeiner Schulden und zur Erfüllung ſeiner ſonſtigen Ver⸗ 
pflichtungen verwendet werden. War dasſelbe bisher ganz oder theilweiſe zur 
Fundirung von Unterrichtsanſtalten oder zu anderen öffentlichen Zwecken beſtimmt, 
ſo darf der nach Berichtigung der Schulden übrig bleibende Theil des Ver⸗ 
mögens dieſer Beſtimmung nicht entzogen werden; über ſeine fernere Verwendung 
wird von der im F. 104e Abſatz 1 bezeichneten Behörde Anordnung getroffen. 
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Bedarf es zum Fortbeſtande der von dem Innungsverbande errichteten Unter⸗ 
richtsanſtalten, Hülfskaſſen oder ſonſtigen zu öffentlichen Zwecken beſtimmten Ein⸗ 
richtungen als ſelbſtändiger Anſtalten der Genehmigung des Landesherrn oder 
einer Behörde des Staates, in welchem die fernere Verwaltung der Anſtalt ſtatt⸗ 
finden ſoll, ſo hat die im vorſtehenden Abſatze bezeichnete Behörde dieſe Genehmigung 
herbeizuführen. 

Das hiernach verbleibende Reinvermögen des Innungsverbandes wird, ſo— 
weit die Verbandsvertretung nicht anders beſchließt, unter die Innungen, welche 
dem Verbande zur Zeit der Auflöſung angehört haben, nach dem Verhältniß der 
von ihnen an den Verband in dem der Auflöſung vorangegangenen Jahre ge- 
leiſteten Beiträge vertheilt. Streitigkeiten hierüber werden von der im F. 1041 
bezeichneten Stelle endgültig entſchieden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 23. April 1886. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck. 
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(Nr. 1658.) Verordnung, betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung des Perfonen- 
ſtandes für die Schutzgebiete von Kamerun und Togo. Vom 21. April 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen de. 


verordnen auf Grund des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der deutſchen 
Schutzgebiete, vom 17. April 1886 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 75) im Namen des 
Reichs was folgt: 

Das Geſetz, betreffend die Eheſchließung und die Beurkundung des Perſonen⸗ 
ſtandes von Reichsangehörigen im Auslande „vom 4. Mai 1870 (Bundes⸗Geſetzbl. 
S. 599) tritt für die Schutzgebiete von Kamerun und Togo bezüglich aller 
Perſonen, welche nicht Eingeborene find, am 1. Juli 1886 in Kraft. 

Der Gouverneur von Kamerun beſtimmt, vorbehaltlich der Genehmigung 
des Reichskanzlers, wer als Eingeborener im Sinne diefer Verordnung anzuſehen iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 21. April 1886. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt von Bismarck. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


